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Bonn soll die Blutrichter endlich zur Verantwortung ziehen
Brief der Vereinigung Demokratischer Juristen Deutschlands 

an das Sekretariat der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen

An das Sekretariat der
Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen 
B r ü s s e l

Sehr geehrte Kollegen!
Das Sekretariat der Vereinigung Demokratischer 

Juristen Deutschlands hält es für seine Pflicht, die Auf­
merksamkeit des Sekretariats der Internationalen Ver­
einigung Demokratischer Juristen auf folgende Tat­
sachen zu lenken:

Wie den Mitgliedern des Internationalen Sekretariats 
bekannt ist, amtieren gegenwärtig in den Justizorganen 
der Bundesrepublik Deutschland über 1000 Richter und 
Staatsanwälte, die durch ihre frühere Tätigkeit an den 
Sonder- und Kriegsgerichten des Hitlerregimes aufs 
schwerste belastet sind. In den Dokumentationen des 
Ausschusses für Deutsche Einheit bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik wurde seit mehr 
als vier Jahren auf Grund des authentischen Akten­
materials nachgewiesen, daß diese Richter und Staats­
anwälte Tausende unschuldiger Menschen in Deutsch­
land und in den vom deutschen Faschismus okkupierten 
Ländern in den Tod geschickt haben.

Die Regierung der Bundesrepublik hat in den ver­
gangenen Jahren trotz Kenntnis der von diesen Richtern 
und Staatsanwälten begangenen Verbrechen nichts 
unternommen, um die Blutrichter aus der Justiz zu ent­
fernen und ihre gerichtliche Bestrafung zu veranlassen.

Nunmehr erreicht uns die alarmierende Nachricht, 
daß die Bundesregierung der in der deutschen inter­
nationalen Öffentlichkeit immer stärker erhobenen 
Forderung nach Entfernung und Bestrafung der Blut­
richter endgültig auszuweichen sucht. Der Bundesjustiz- 
minister Dr. Schäffler erklärte am 17. März 1960 vor 
dem Rechtsausschuß des Bundestages, daß mit Wirkung 
vom 8. Mai 1960 die Strafverfolgung der Nazi- und 
Kriegsverbrechen ausgeschlossen sei, weil angeblich zu 
diesem Zeitpunkt die Strafverfolgung der unter dem 
Hitlerregime begangenen Verbrechen verjähre. Gleich­
zeitig betonte Dr. Schäffler, daß er nicht gewillt sei, 
einen Gesetzentwurf zur Verlängerung der Verjährungs­
frist einzubringen. Weiter wurde bekannt, daß die 
Justizminister der westdeutschen Länder am 8. April 
1960 zu einer gemeinsamen Konferenz — voraussichtlich 
in Gegenwart des Bundesjustizministers — in Wies­
baden zusammentreten werden, um die Frage der be-
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lasteten Nazirichter zu behandeln. Das Bundesjustiz­
ministerium wird zweifellos bestrebt sein, auf dieser 
Konferenz die Auffassung von der bevorstehenden Ver­
jährung der Strafverfolgung von Naziverbrechen für 
verbindlich zu erklären.

Die Haltlosigkeit dieser Begründung, mit der die 
Regierung der Bundesrepublik ein Vorgehen gegen die 
Blutrichter zu verhindern sucht, liegt klar auf der Hand. 
Am 8. Mai 1945, dem angeblichen Beginn der Ver­
jährungsfrist, konnte in Deutschland von einer funktio­
nierenden Gerichtsbarkeit nicht die Rede sein. Außer­
dem war die Bestrafung der Kriegs- und Naziver­
brechen zunächst den alliierten Mächten Vorbehalten. 
Zudem handelt es sich bei den Verbrechen der Blut­
richter eindeutig um Mord, bei dem die Strafverfolgung 
in 20 Jahren verjährt, und nicht um Rechtsbeugung und 
Totschlag, wie das Bundesjustizministerium behauptet.

Die Regierung der Bundesrepublik stellt sich damit 
bewußt in Widerspruch zu den allgemein anerkannten 
Normen des Völkerrechts wie auch zum geltenden deut­
schen Recht. Ihr geht es offensichtlich darum, die 
Kriegs- und Naziverbrecher endgültig zu rehabilitieren, 
um in Verfolg ihrer gegen die elementaren Interessen 
des deutschen Volkes und seiner Nachbarvölker ge­
richteten aggressiven Pläne freie Hand für die Wieder­
verwendung der faschistischen Blutrichter zu erhalten.

Anknüpfend an die bisherige Zusammenarbeit bei der 
Aufdeckung von Naziverbrechen, äußern wir die Bitte, 
daß sich das Internationale Sekretariat mit der Haltung 
der Regierung der Bundesrepublik in der Frage der 
Blutrichter beschäftigt. Wir dürfen der Erwartung Aus­
druck verleihen, daß das Internationale Sekretariat 
seinen Einfluß geltend machen wird, um mit Hilfe der 
demokratischen Weltöffentlichkeit die von der Bundes­
regierung geplante Rehabilitierung der Blutrichter zu 
verhindern und die Bundesregierung zu veranlassen, 
endlich wirksame Maßnahmen zur Entfernung und Be­
strafung der Blutrichter zu ergreifen.

Vereinigung Demokratischer Juristen Deutschlands 
Sekretariat 

gez. Prof. Dr. R e n n e b e r g

Zum Düsseldorfer Prozeß 
gegen Repräsentanten des westdeutschen Friedenskomitees 

Die Verteidigung enthüllt den Terrorismus des Verfahrens

Am Nachmittag des 11. März 1960 beantragte Staats­
anwalt Stinshoff 53 Monate Gefängnis für die sechs an- 
geklagten Repräsentanten der westdeutschen Friedens­
bewegung. Für den Schriftsteller und ehemaligen 
Pfarrer Erwin Eckert, der nach 1945 in Baden-Württem­
berg als Staatsrat und Vizepräsident des Landtages 
fungierte, forderte die Anklage ein Jahr Gefängnis. 
Ebenfalls mit einem Jahr Gefängnis soll der Geschäfts­
führer des westdeutschen Friedenskomitees, der Diplom- 
Dolmetscher Walter Diehl, bestraft werden. Gerhard

Wohlrath, der bis 1954 dem Sekretariat der Friedens­
bewegung angehörte, soll eine Gefängnisstrafe von neun 
Monaten erhalten. Für Gustav Thief es forderte Staats­
anwalt Stinshoff neun Monate Gefängnis, für Erich 
Kompalla vier Monate und für Pastor Johannes Ober­
hof sieben Monate Gefängnis.

Acht Paragraphen des Strafgesetzbuchs waren in der 
Anklageschrift aufgeführt, gegen die sich die sechs Ver­
treter der westdeutschen Friedensbewegung vergangen 
haben sollen. In dem Plädoyer der Staatsanwälte
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